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OLG Stuttgart verurteilt kurdischen Politiker
zu mehrjähriger Haftstrafe

A
m 13. Juli endete vor dem Oberlandesgericht Stuttgart der im November
2016 begonnene Prozess gegen den kurdischen Politiker Muhlis KAYA mit
der Verurteilung zu einer Haftstrafe von 3 Jahren und drei Monaten. Der 6.

Strafsenat sah es als erwiesen an, dass der 47-Jährige als PKK-Mitglied an der „aus-
ländischen terroristischen Vereinigung“ (§ 129b StGB) beteiligt gewesen und von
2013 bis 2015 verschiedene „Sektoren“ der PKK in Deutschland verantwortlich
geleitet haben soll. 

Während die Vertreter der Bundesanwaltschaft eine Strafe von 3 Jahren und 9
Monaten gefordert hatten, plädierten Verteidigerin Busl und Verteidiger Heyden-
reich auf Freispruch und Aufhebung des Haftbefehls. In zahlreichen Anträgen haben
sie die Verfassungsmäßigkeit der §§ 129a/b, Aspekte des Völkerstrafgesetzbuches,
grundsätzliche Fragen des Rechts auf Widerstand, die politischen Entwicklungen in
der Türkei und die gewaltsame, kriegerische Bekämpfung der Kurden durch den
türkischen Staat thematisiert. Hierzu wurde im März auch der im Exil lebende
HDP-Abgeordnete Faysal SARIYILDIZ gehört, der insbesondere über das grau-
same Massaker der türkischen Sicherheitskräfte während der staatlich verhängten
Ausgangssperren 2015 und 2016 an kurdischen Zivilisten in Cizre im Südosten der
Türkei berichtet hatte. 

Wie Muhlis Kaya in seinem Schlusswort am 6. Juli ausführte, gehörte zu seinen
als „terroristisch“ stigmatisierten Aktivitäten u.a. die „Organisierung von geneh-
migten Demonstrationen, Kundgebungen und Konferenzen, Newrozfeierlichkeiten,
Essens- und Getränkeständen“. Es sei ein „paradoxer Mechanismus“, dass selbst
genehmigte Veranstaltungen den Kurden „als Straftat zur Last gelegt“ würden und
dafür „so viel Mühe“ investiert werde. Es handele sich „in jeder Hinsicht um politi-
sche Prozesse“ und zeige die „feindliche Haltung den Kurden und ihrem Freiheits-
kampf gegenüber“. Diese Vorgehensweise diene „nicht der Lösung der seit 100 Jah-
ren existierenden gesellschaftlichen und historischen Kurdenfrage“. Der türkische
Staat sei „ein faschistisches Regime, das nichts toleriere, was in Zusammenhang mit
der kurdischen Identität“ stehe. „Die Bezeichnungen der Städte, Dörfer, Wälder,
Flüsse, selbst die Namen der Bäume“ seien türkisiert worden. Seit den 1990er Jah-
ren bemühe sich „das kurdische Volk auf politisch-demokratischer Ebene um eine
Lösung für seine Freiheit. Doch egal, wie viele kurdische Parteien gegründet wor-
den seien: „sie wurden alle verboten“. Das Vorgehen des deutschen Staates „zu ver-
stehen, fällt den Kurden sehr schwer“. […] 

(PM Azadî v. 13.7.2017) 
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INTERPOL hebt „Red Notice“ gegen 
kurdischen Politiker Salih Muslim 

und weitere Personen auf

Das Ersuchen, den Aufenthaltsort einer bestimmten Person zu ermitteln und diese 
vorläufig festzunehmen, wird bei INTERPOL mit einer sog. „Red Notice“ ver-
sehen. Dies geschieht auf Antrag eines Mitgliedslandes auf Basis eines gültigen 

nationalen Haftbefehls. Der Vermerk ergeht an Polizeibehörden weltweit. Ob eine Person 
festgenommen wird, entscheidet jedes Land selbst. Ein Zwang existiert nicht. Die bundes-
deutschen Behörden haben in den vergangenen Jahren zahlreiche kurdische Politiker auf 
der Grundlage der „Red Notice“ festnehmen lassen, denen ein Ersuchen aus der Türkei 
vorangegangen war. 
Zwar haben die Oberlandesgerichte in allen Verfahren, die uns bekannt waren, eine Auslie-
ferung an die Türkei abgelehnt, doch wurden die Betroffenen teilweise wochenlang in Haft 
gehalten. 

So erging es dem ehemaligen Co-Vorsitzenden der nordsyrisch-kurdischen „Partei der demo-
kratischen Einheit“ (PYD), der im Februar 2018 in Prag/Tschechien festgenommen wurde. 
Die Türkei hatte in ihrem Haftbefehl das Festnahmeersuchen mit einem Bombenanschlag 
am 13. März 2016, bei dem 35 Menschen im Güvenpark in Ankara ums Leben gekommen 
waren, in Verbindung gebracht.  Insgesamt wurden 144 Personen mit einer „Red Notice“ 
gesucht, darunter auch führende PKK-Mitglieder.

Gegen diese Festnahme gab es internationale Proteste. Die stellvertretende Vorsitzende der 
LINKEN-Bundestagsfraktion, Heike Hänsel, erklärte am 27. Februar 2018, dass Ankara 
Interpol missbrauche: „Es ist ein Skandal, wenn Kritiker der türkischen Erdoğan-Führung 
in der EU weiterhin mit Hilfe von Interpol festgesetzt werden, obwohl dafür im Rechtsraum 
der Union keine Grundlage besteht.“ Bundeskanzlerin Merkel wurde aufgefordert, sich für 
die sofortige Freilassung von Salih Muslim einzusetzen und fügte hinzu: „Vor dem Hinter-
grund, dass ein ranghoher BKA-Mann seit 2014 als Generalsekretär an der Spitze von Inter-
pol steht, hat sie eine unmittelbare Verantwortung für die Politik dieser Organisation. Das 
heißt auch, dass sich die Bundesregierung jetzt für den Ausschluss der Türkei aus Interpol 
einsetzen muss, um glaubhaft zu bleiben.“
Zwei Tage nach Inhaftierung wurde der kurdische Politiker wieder auf freien Fuß gesetzt.

Nun hat laut einer Meldung der Nachrichtenagentur „ANFdeutsch“ vom 23. Juli 2019 
INTERPOL die auf Antrag der türkischen Justiz ergangene „Red Notice“-Ausschreibung 
gegen Salih Muslim sowie weitere 143 Personen aufgehoben und 500 neue Gesuche abge-
lehnt. 
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Der mit INTERPOL-Verfahren vertraute Rechtsanwalt 
Mahmut Vefa kommentierte die Entscheidung: „Die 
Türkei hat hinsichtlich internationalen Rechts ein gro-
ßes Handicap, das beschämend ist. Bei diesem Thema 
muss ein juristischer Rahmen gewahrt bleiben. Die 
Türkei verhält sich willkürlich und missachtet bei ihren 
Anträgen die juristischen Regeln“. Die Ablehnung der 

etwa 500 Anträge aus der Türkei sei „ein Beleg dafür, 
dass viele Personen, die die Türkei als Terroristen 
betrachtet, von der internationalen Justiz und Politik 
nicht als solche angesehen werden.“

(ANFdeutsch v. 23.7.2019/27.2.2018/Azadî)

VERBOTSPRAXIS
Verhandlung gegen Uli Bez verschoben – 
Warten auf OLG-Entscheidung
Verteidiger Wächtler: Eifer der 
Staatsanwaltschaft „nicht nachvollziehbar“

Ursprünglich sollte am 15. Juli die Berufungsverhand-
lung gegen die Filmemacherin Uli Bez vor dem Land-
gericht München wegen des Zeigens der YPJ-Fahne 
stattfinden. Doch sagte die Richterin diesen Termin ab 
mit der Begründung, eine Entscheidung des Oberlan-
desgerichts abzuwarten. 

Uli Bez war vom Amtsgericht München vom Vor-
wurf des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz freige-
sprochen worden. Sie soll laut Anklage einen Face-
book-Beitrag mit der Abbildung des Symbols der 
nordsyrisch-kurdischen Frauenbefreiungseinheiten 
YPJ geteilt haben. Weil die Richterin darin keinen 
PKK-Bezug sehen konnte, wurde Uli Bez freigespro-
chen. Gegen dieses Urteil legte die Staatsanwaltschaft 
jedoch Rechtsmittel ein. Deshalb muss vor dem Land-
gericht München neu verhandelt werden. 

Ihr Verteidiger, Rechtsanwalt Hartmut Wächtler, 
erklärte: „Es ist vernünftig, die Entscheidung des OLG 
München abzuwarten. Tatsächlich geht es um zwei Pro-
bleme: Ist es rechtsstaatlich vertretbar, dass das Zeigen 
von Fahnen nicht verbotener kurdischer Gruppen und 
Kampfeinheiten in Syrien und im Irak nur deshalb ver-
folgt wird, weil nach einer Lagebeurteilung des Bun-
desinnenministeriums in einem Behördenrundbrief, der 
nicht veröffentlicht wurde, diese Gruppe von der hier 
verbotenen PKK unterwandert bzw. politisch bestimmt 
wird ? Diese Lagebeurteilung des Ministeriums ist 
nicht unumstritten und kann sich natürlich täglich wan-
deln. Der Bürger muss aber wissen, was strafbar ist und 
was nicht. Im übrigen sind die betroffenen kurdischen 
Kampfeinheiten noch vor kurzem in unseren Medien 
als Retter der Êziden [vor den Terrortruppen des IS, 
Azadî] gefeiert worden. (…)

Der Eifer, mit der die hiesige Staatsanwaltschaft in 
diesem Fahnenstreit vorgeht und der schon zu Hunder-
ten von Verfahren geführt haben soll, ist nicht nach-
vollziehbar.“

(Uli Bez/ANFdeutsch v. 10.7.2019/Azadî)

Statt Gespräche gabs Polizeieinsatz und 
Strafanzeigen der SPD München
Prozess gegen drei Aktivisten vor Amtsgericht

Am 16. Juli begann vor dem Amtsgericht München der 
Prozess gegen Benjamin Ruß und zwei weitere Aktivis-
ten; einer von ihnen ist Ezide. Vorgeworfen wird ihnen 
Hausfriedensbruch in Tateinheit mit Nötigung. Hinter-
grund des Verfahrens ist eine Kundgebung von etwa 
20 Aktivist*innen am 20. März 2018 an der Zentrale 
der SPD Bayerns in München. Auf diese Weise woll-
ten sie die SPD und die verantwortlichen Mandatsträ-
ger*innen dazu bewegen, klare Position zu beziehen 
zum türkischen Angriffskrieg gegen die kurdischen 
Selbstverwaltungsstrukturen in Nordsyrien, der Ende 
Januar 2018 begann. Doch gab es statt Gespräche ein 
Großaufgebot der Polizei und Strafanzeige gegen alle 
Beteiligten. 

In einer längeren Erklärung zu dem Prozess und 
der dem Anlass zugrundeliegenden Konflikten, erläu-
tert Benjamin Ruß u.a.: „Der Kanton Afrîn war bis 
zum Zeitpunkt des Angriffs ein Rückzugsort für viele 
Syrer*innen, Kurd*innen und Ezid*innen geworden, 
die vor Verfolgung, Luftangriffen, Massakern und der 
unsicheren Versorgungslage in den zentralen Regionen 
Syriens geflohen waren. […] Der türkische Angriff auf 
Rojava ist somit nicht nur rein physischer Natur, son-
dern vielmehr ein politischer Angriff. Er ist als bewuss-
ter Schlag gegen eine sich organisierende kurdische 
Bevölkerung zu verstehen.“

Zur Aktion erklärte er: „Zwei Monate nach dem tür-
kischen Überfall auf Afrîn, am 20. März 2018, orga-
nisierten deutsche, türkische, kurdische und ezidische 
Jugendliche einen spontanen Besuch des SPD-Ge-
bäudes am Münchner Oberanger. Hier befindet sich 
unter anderem die Geschäftsstelle der bayerischen 
SPD und das Büro der Bundestagsabgeordneten Clau-
dia Tausend. […] Ziel des Besuches sollte es sein, das 
direkte Gespräch mit Abgeordneten des Bundes- oder 
Landtages zu suchen. Die SPD hätte in ihrer Rolle als 
Regierungspartei und verantwortlich für das Außen-
ministerium, genügend Möglichkeiten gehabt, direk-
ten Einfluss auf die Situation vor Ort zu nehmen. 
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Anstatt jedoch ein Gespräch zu ermöglichen, besann 
sich Geschäftsführer Schreglmann auf die traditionelle 
Rolle der SPD als Steigbügelhalter des deutschen Mili-
tarismus und rief die Polizei“. 

Und weiter: „Das Anliegen und die Kritik der 
Jugendlichen des 20. März 2018 war und ist vollkom-
men gerechtfertigt. Auf der Anklagebank sollte Olaf 
Schreglmann sitzen und Fragen beantworten, was er 
und die Bayern-SPD bisher getan haben, um die Waffe-
nexporte zu stoppen und die Verfolgung von Kurd*in-
nen und Ezid*innen zu beenden“. Benjamin Ruß zieht 
das Fazit, „dass das Verfahren gerade gegen uns drei 
mit aller Macht durchgezogen werden soll“ und bei-
spielhaft sei „für die Versuche seitens des Staates, Kri-
tik an den herrschenden Bedingungen und den dafür 
Verantwortlichen zu kriminalisieren.“ 

(ANFdeutsch v. 16.7.2019/Azadî)

Drei Angeklagte des TKP/ML-Verfahrens in 
München wieder aus der Haft entlassen
Weil die U-Haft die zu erwartende Strafe überschreiten 
würde, sind in dem seit Juni vor dem OLG München 
laufenden Prozess gegen zehn mutmaßliche türkisch- 
und kurdischstämmige Mitglieder der TKP/ML, drei 
Angeklagte im Februar dieses Jahres aus der Haft ent-
lassen worden: Dr. Sinan Aydin, Dr. Banu Büyükkavcı 
und Sami Solmaz. Weil sie angeblich gegen die Auf-
lage, das Bundesgebiet nicht zu verlassen, verstoßen 
hätten und nach Griechenland gereist seien, wurden 
sie in der Verhandlung am 25. Juni durch bayerische 
USK-Spezialkräcfte erneut festgenommen. 

Weil die Verteidiger die Beschuldigungen zurück-
weisen und widerlegen konnten, musste das OLG 
München die drei Angeklagten wieder freilassen. Die 
Anwälte der Ärztin Banu Büyükavcı kritisierte u.a., 
dass sich der Generalbundesanwalt und das Bundeskri-
minalamt in ihrer Beweisführung u.a. auf Berichte des 
rechten Think Tank „Gatestone Institute“ beziehen und 
deren „Erkenntnisse“ als „allgemeinkundig“ bewerten. 

(ANFdeutsch v. 17.7.2019)
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REPRESSION
Rechtsanwalt Michael Moos 40 Jahre lang 
vom VS bespitzelt
Verteidiger Kauß: „Wer schützt uns vor dem 
Verfassungsschutz?“

Der Freiburger Rechtsanwalt Michael Moos, 1999 für 
die Linke Liste in den Gemeinderat gewählt, wurde 40 
Jahr lang vom Verfassungsschutz durchgängig obser-
viert und bespitzelt (das erinnert an den „Fall“ Rolf 
Gössner, Rechtsanwalt und Publizist, dem gleiches 
widerfahren ist, Azadî).

Der Strafrechtler hatte sich schon Ende der 1960er 
Jahre politisch im Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbund und später im Kommunistischen Bund West-
deutschlands (KBW) engagiert. 

In den 1970ern vertrat er Unterstützer der RAF vor 
Gericht und ein Jahrzehnt später Freiburger Hausbeset-
zer und Demonstrierende, die sich gegen Abriss und für 
bezahlbaren Wohnraum eingesetzt hatten. Anfang der 
2000er rief er als Gemeinderatsmitglied zum Wider-
stand gegen eine NPD-Demonstration auf. Damit war 
der Strafrechtler, der im übrigen auch mutmaßliche 
Mitglieder der PKK in §129b-Verfahren vertrat, in die 
VS-Kategorie „Linksextremismus“ eingekastet. Hierzu 
Michael Moos: „766 Seiten umfasst meine Akte beim 
Verfassungsschutz. Viele der erhobenen Daten bezie-
hen sich auf meine Tätigkeit als Strafverteidiger und 
meine kritischen Positionen in öffentlichen Veranstal-
tungen zu polizeistaatlichen Entwicklungen. Es ist ein 
Unding, dass der Verfassungsschutz mich 40 Jahre 
überwacht hat und noch dazu meine kommunalpoliti-
sche Tätigkeit.“ 

Gemeinsam mit seinem Kollegen Dr. Udo Kauß, 
Vorsitzender der Humanistischen Union im Landes-
verband Baden-Württemberg, haben sie vor dem Ver-
waltungsgericht Stuttgart Klage auf Feststellung der 
Rechtswidrigkeit der Überwachung erhoben, insbe-
sondere auf Aushändigung der VS-Akten. „Daten aus 
vier Jahrzehnten hat der Verfassungsschutz über einen 
Bürger gesammelt, der nichts anderes getan hat, als 
von seinen Grundrechten Gebrauch zu machen, der 

sich immer gegen die Anwendung von Gewalt in der 
politischen Auseinandersetzung ausgesprochen hat. 
Wer schützt uns vor dem Verfassungsschutz?“ so Kauß. 

Nach zehnjährigem Ringen hat der VS die Akten 
ausgehändigt – wie üblich überwiegend geschwärzt. 

Am 11. Juli verhandelte die 1. Kammer des VG 
Stuttgart (Az.: 1K 493/17) über die Klage und einen 
Tag später erhielt Kauß das lediglich aus vier Sätzen 
bestehende Urteil; die schriftliche Begründung soll in 
den kommenden Wochen folgen. Rechtswidrig waren 
danach die Erfassung und Speicherung von 15 Vertei-
digerbesuchen in der JVA Stuttgart-Stammheim in den 
Jahren 1982/83. Des weiteren hätten Daten im Kom-
plex „Linksextremismus“ nicht länger als bis Ende 
1998 bzw. Ende 2000 gespeichert werden dürfen; die 
Speicherung bis zum 7. Februar 2013 war rechtswid-
rig. Zu zwei Dritteln muss der VS die Prozesskosten 
übernehmen.

Michael Moos bewertet das Urteil gegenüber dem 
„Neuen Deutschland“ in einer ersten Stellungnahme als 
„überwiegenden Erfolg“. Es sei aber dringend nötig, 
die verfassungswidrige Überwachungspraxis des VS zu 
beenden.

Sein Verteidiger zeigt sich weniger zufrieden, weil 
das Gericht die Observierung und Datenspeicherung 
von 1978 bis 1998 bzw. 2000 für rechtmäßig angesehen 
hat, wenn sich sein Mandant im Umfeld vom VS als 
linksextremistisch eingestuften Organisationen bewegt 
habe: „Es kam also überhaupt nicht darauf an, dass 
Moos selbst keine verfassungsfeindlichen Bestrebun-
gen verfolgte. Es reichte schon, wenn er als Referent 
auf einer Veranstaltung, zum Beispiel der Roten Hilfe, 
aufgetreten ist. Das ist eine Art Kontaktschuld.“

Es werde das schriftliche Urteil abgewartet und 
dann entschieden, ob man Rechtsmittel hiergegen ein-
legt. Im übrigen habe sich herausgestellt, dass Moos 
bislang der einzige Betroffene in Ba-Wü ist, der sich 
juristisch gegen die jahrzehntelange Überwachung zur 
Wehr gesetzt hat.

(ND v. 17.7.2019/Azadî)
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GERICHTSURTEIL
Zypern: Kurdischer Aktivist wird nicht an 
Deutschland ausgeliefert
Cerkez K., der Anfang März mithilfe eines Internatio-
nalen Haftbefehls (beantragt vom OLG Hamburg) auf 
Zypern in Auslieferungshaft genommen wurde, wird 
nach einer Entscheidung des Gerichts in Larnaka nicht 
an die deutschen Behörden überstellt. Diese hatten den 
60Jährigen beschuldigt, als Mitglied einer „terroris-
tischen Vereinigung im Ausland“ in den Jahren 2013 
und 2015 in Deutschland für die PKK aktiv gewesen 
zu sein, weshalb ihm eine Anklage gem. §129a/b StGB 
gedroht hätte. Nach Anhörungen wurde er aus der Haft 
entlassen, durfte aber Zypern nicht verlassen. 

Seiner anwaltlichen Vertretung in Nikosia sowie 
insbesondere seinem Rechtsanwalt aus Deutschland ist 
die Entscheidung des zypriotischen Gerichts zu verdan-
ken. Dieser war zur letzten Anhörung am 2. Juli nach 
Zypern gereist und hatte dort die Gelegenheit erhalten, 
in einer einstündigen Erklärung die politischen und 
juristischen Hintergründe und Folgen der Kriminali-
sierung kurdischer Organisationen und Aktivist*innen 
in Deutschland darzulegen. In den vorherigen gerichtli-
chen Anhörungen hatte Cerkez K. ausführlich über sein 
Leben, über Kurdistan und seinen politischen Kampf 
für Freiheit und Gerechtigkeit, gesprochen. 

(Azadî) 

VG Berlin fordert Entscheidung der Bundesre-
gierung über Rückholung von IS-Familie
Einem Bericht des „Spiegel“ vom 11. Juli zufolge 
hat das Verwaltungsgericht Berlin entschieden, dass 
die Bundesregierung verpflichtet sei, Angehörige von 
IS-Kämpfern nach Deutschland zurückzuholen. In 
diesem Fall geht es um drei minderjährige Kinder und 

ihre Mutter, die sich derzeit in dem von Kurden unter 
schwierigsten Bedingungen verwaltete Flüchtlingslager 
Al-Haul an der syrisch-irakischen Grenze aufhalten. 
Das Außenministerium aufgefordert, deren Identität 
festzustellen. In der Eilentscheidung heißt es, dass sich 
die aus Niedersachsen Stammenden auf die grundge-
setzlich garantierte staatliche Schutzpflicht berufen 
können. Das Auswärtige Amt habe auf Anfrage mitge-
teilt, dass der Beschluss geprüft werde. Offenbar hat 
das Gericht die Frage offengelassen, ob die Bundes-
regierung auch erwachsene IS-Anhänger in die BRD 
zurückgeholt werden müssen. Eine isolierte Rückkehr 
der Kinder habe jedoch nach Auffassung des Gerichts 
„schwere, unzumutbare und nicht anders abwendbare 
Nachteile“. Bislang hat die Bundesregierung die Rück-
holung von in schwerste Kriegsverbrechen verwickelte 
deutsche Staatsbürger damit begründet, dass es keine 
diplomatische Vertretung in Syrien gebe. 

Über die Entscheidung zuerst berichtet hatten NDR, 
WDR und „Süddeutsche Zeitung“. Danach sollen die 
Kinder acht, sieben und knapp zwei Jahre alt sein. Es 
werde geschätzt, dass eine dreistellige Zahl an Kin-
dern mit deutscher Staatsbürgerschaft in dem Flücht-
lings-Camp leben; insgesamt sollen sich etwa 76 000 
Menschen dort befinden. 

Die Bundesregierung verklagt hatte ein Rechtsan-
walt. Wie der Bayerische Rundfunk am 15. Mai berich-
tete, sollen in dem Camp teilweise radikale IS-Anhän-
ger*innen eine Art Sittenpolizei installiert haben und 
Zelte vermeintlich abtrünniger Muslim*innen angezün-
det haben. Geheimdienste aus aller Welt würden in dem 
Lager aus- und eingehen, so auch der Bundesnachrich-
tendienst (BND). 

(„Spiegel“ 11.7.2019/Azadî)

ZUR SACHE:  PRÄSID IAL-
D IKTATUR TÜRKEI

Türkischer Haftbefehl gegen den deutsch- 
türkischen Schauspieler Ercan Özcelik
In Deutschland ist er bekannt, der deutsch-türkische 
Schauspieler Ercan Özcelik, der häufig als „Kommis-
sar“ Bülent Îsi in „Tatort“-Folgen knifflige Kriminal-
fälle löst. 

Jetzt wurde er selbst zu einem Fall: Er wollte sich 
beim türkischen Konsulat in Berlin danach erkundi-
gen, warum seine „Mavi Kart“ für ehemalige türkische 

Staatsbürger nicht mehr gültig sei. Dort erfuhr er, dass 
er gesucht werde. Zur Klärung der Sache solle er in die 
Türkei reisen. Seine Nachfrage bei einem Anwalt aus 
der Türkei ergab, dass gegen ihn ein Haftbefehl wegen 
angeblicher „Propaganda für eine Terrororganisation“ 
vorliege. Er möge sich einen anderen Anwalt nehmen. 
Wie dieser Vorwurf zustande gekommen sein mag, ist 
dem Schauspieler schleierhaft. Er sei „weder Mitglied 
irgendeiner Organisation“, noch habe er „jemals für 
eine Terrororganisation Werbung“ gemacht. 



6

Um die Hintergründe klären zu lassen, wandte sich 
Özcelik an Politiker, bei denen er allerdings auf keine 
Resonanz stieß. Er vermutet, dass man es sich wegen 
diverser Rüstungsgeschäfte nicht mit der türkischen 
Regierung verscherzen wollte. Aus Furcht vor einer 
Verhaftung in der Türkei hat er die Reise zur Beerdi-
gung seiner Mutter jedenfalls nicht angetreten. 

Sein neuer Anwalt in der Türkei, der ehemalige 
CHP-Abgeordnete Hüseyin Aygün, hat die Hinter-
gründe des vom Oberstaatsanwalt Istanbul im Januar 
2017 erlassenen Haftbefehls herausfinden können. 

Als Leiter eines Schauspielworkshops 2016 in Istan-
bul, sei ihm ein jüngerer Teilnehmer aufgefallen, der 
sich weniger für Schauspielerei interessiert hatte, son-
dern hauptsächlich gegen die Einladung eines Gastdo-
zenten wegen dessen „prokurdischer“ Haltung protes-
tierte. Bei dem Dozenten hatte es sich um Ilyas Salman, 
einen bekannten 
S c h a u s p i e l e r , 
Regisseur  und 
Autor gehandelt.

D e r  j u n g e 
Mann habe ihn 
dann während 
des Putschver-
suchs am 15. Juli 
2016 über die 
Chat-Gruppe des 
Workshops kon-
taktiert und es sei 
zwischen ihnen zu 
einer politischen 
Auseinandersetzung 
gekommen, weil er seine „ablehnende Meinung“ zur 
AKP-Regierung geäußert habe, die angesichts der Ver-
folgung und Inhaftierung von Journalisten, Kritikern 
und Oppositionellen, die ihre Arbeit tun oder ihre Bür-
gerrechte wahrnehmen würden, einen Putsch verdient 
hätten. Der Mann habe sich als AKP-Anhänger geoutet 
und ihn wenige Monate später angezeigt. 

Ercan Özcelik ist 1966 in Ordu am Schwarzen 
Meer geboren und mit sechs Jahren nach Deutschland 
gekommen. Er ist Alevit und davon überzeugt, dass der 
Mann im Workshop ein AKP-Spion gewesen ist.

Für den 18. Juli sei er zu einer Anhörung in Istanbul 
geladen worden, doch werde er hierzu nicht erschei-
nen. Er misstraue den „gleichgeschalteten Gerichten“ 
und gehe davon aus, dass man ihn zunächst inhaftieren 
würde. Er befürchte, dass gegen ihn ein internationa-
ler Haftbefehl vorliegen könnte, weshalb sein Anwalt 
plane, Näheres über „Interpol“ in Erfahrung zu bringen. 

Er wolle seine Meinung „gegenüber dem AKP-Re-
gime jetzt erst recht“ äußern und demokratische Oppo-
sitionsparteien unterstützen.

Von der deutschen Politik und den Medien fordert 
der Berliner mehr Unterstützung, und zwar für die Bür-
gerrechte in der Türkei insgesamt. 

Wie es in seiner Sache weitergehe, sei völlig unge-
wiss. 

(ND v. 17.7.2019/Azadî)

Gezi-Prozess: Bürgerrechtler Osman Kavala 
bleibt in Haft
Nach mehr als anderthalb Jahren Untersuchungs-
haft muss der Kulturschaffende und Bürgerrechtler 
Osman Kavala trotz internationaler Kritik weiterhin 
im Gefängnis bleiben. Das entschied das Gericht am 
Hochsicherheitsgefängnis Silivri nahe Istanbul bei der 
zweiten Anhörung am 18. Juli im Prozess gegen ihn 
und weitere Angeklagte. Die nächste Anhörung fin-

det am 8. Oktober 
statt. 

Kavala war im 
Oktober 2017 in 
Istanbul festge-
nommen worden, 
nachdem er zuvor 
in Dîlok (türk.: 
Antep) an einem 
Projekttreffen des 
Goethe-Instituts 
t e i l g e n o m m e n 
hatte. Ihm und 
15 weiteren Ver-
treter*innen der 

Zivilgesellschaft warf 
die Anklage u.a. „einen Versuch zum Sturz der Regie-
rung“ im Zusammenhang mit den Gezi-Protesten von 
2013 vor. Außerdem soll Kavala die Proteste mit aus-
ländischer Hilfe finanziert haben. Allen Angeklagten 
droht eine lebenslange Haftstrafe. 

Schon zu Beginn des Prozesses am 24. Juni hatte 
Kavala erklärt, dass die Anschuldigungen jeder Grund-
lage und Logik entbehren. Es gebe keine Beweise, wes-
halb er seine Freilassung fordere. 

Die Gezi-Proteste begannen im Mai 2013 gegen 
ein geplantes Bauprojekt auf dem Gelände des Gezi-
Parks, der unmittelbar an den Taksim-Platz angrenzt. 
Die damaligen Proteste, die sich auch gegen die auto-
ritäre Politik des damaligen Ministerpräsidenten und 
heutigen Staatschef Recep Tayyip Erdoğan richteten, 
weiteten sich aus. Die aus den Protesten hervorgegan-
gene Bewegung wurde blutig niedergeschlagen: elf 
Menschen starben und Tausende wurden verletzt. 

Der erste Politiker aus dem türkischen Parlament, der 
sich seit Beginn an den Gezi-Protesten beteiligt hatte, 
war der ehemalige HDP-Abgeordnete Sırrı Süreyya 
Önder, der inzwischen auch inhaftiert ist. 

(ANFdeutsch v. 18.7.2019/Azadî)

Erinnerung an Gezi-Park-Proteste 2015
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VERANSTALTUNGEN
Internationalistisches Jugendfestival in 
 Euskirchen
Unter lebhafter Beteiligung von Jugendlichen aus ver-
schiedenen Städten Europas fand am 13./14. Juli in 
Euskirchen ein internationalistisches Jugendfestival 
mit dem Motto „Smash Fascism Not The Planet“ statt. 
Nach einer Gedenkdemonstration begann am Mittag 
das Programm – von Musik- und Tanzbeiträgen, sport-
lichen Aktivitäten, Spielen für Groß und Klein bis zu 
politischen Workshops und Vorträgen. Eine Rede an 
die Festival-Teilnehmer*innen hat u.a. Dirk Campbell 
gehalten, Vater der in Rojava ums Leben gekommenen 
britischen Internationalistin Anna Campbell. 

(ANFdeutsch v. 14.7.2019)

Antifaschist*innen in Potsdam solidarisch mit 
Rojava
Aus Anlass des siebten Jahrestages der erklärten Revo-
lution von Rojava/Nordsyrien, demonstrierten Anti-
faschist*innen in Potsdam ihre Solidarität mit dem 
multiethnischen und multireligiösen Selbstverwal-
tungsprojekt, das von Militäroffensiven der türkischen 
Armee ernsthaft bedroht ist.

„Die Organisation, in Räten und Versammlungen, in 
denen gerade die Frauen eine zentrale Rolle spielen, 
sind maßgeblich an der eigenständigen Gestaltung des 
Gemeinwesens beteiligt. Dabei werden diese Errungen-
schaften von Kämpfer*innen der YPG und YPJ vertei-
digt. Es gilt, den sog. Islamischen Staat mit seinem 
menschenverachtendem System zu vertreiben und es 
gilt, gegen die Angriffe der türkischen Armee Stellung 
zu beziehen“, heißt es in einer Erklärung der Potsdamer 
Aktivist*innen. Sie fordern auch „von der Stadt Pots-
dam und der Zivilgesellschaft Solidaritätv mit Rojava“. 

(ANFdeutsch v. 18.7.2019)

DEUTSCHLAND SPEZIAL
Deniz Yücel: Verfassungsschutz „gefähr-
lichste Behörde“ der Bundesrepublik
Der türkisch-deutsche Journalist Deniz Yücel, der ein 
Jahr lang – ohne Anklage – in türkischer Haft war, hielt 
am Wochenende 6./7. Juli eine Festrede aus Anlass der 
Eröffnung der Theaterfestspiele in Bad Hersfeld/Hes-
sen. Hierbei forderte er die Auflösung der Behörden des 
Inlandgeheimdienstes und bezog sich auf die dubiose 
Rolle des V-Manns des hessischen Verfassungsschut-
zes, Andreas Temme, bei der Ermordung des Inter-
netcafe-Besitzers Halit Yozgat in Kassel im Frühjahr 
2006. Bis heute sei nicht geklärt, warum sich der Mann 
zur Zeit der Ermordung in dem Cafe aufgehalten habe. 
Er halte den Verfassungsschutz für die „gefährlichste 
Behörde“ Deutschlands, die „nicht reformierbar“ sei. 
Nach der Tötung des Regierungspräsidenten Walter 
Lübcke (CDU) in der Nacht zum 1. Juni müsse erneut 
nach der Rolle des hessischen VS, für den CDU-Minis-
terpräsident Volker Bouffier verantwortlich ist, gefragt 
werden. Schließlich gehöre der mutmaßliche Mörder 
Stephan E. zur Neonazi-“Szene“ in Nordhessen, mit 
der er bestens vernetzt sei. 

Während Bouffier, der ebenfalls in Bad Hers-
feld sprach, Yücels Kritik am VS als „hartes Urteil“ 
zurückwies, erhielt er Unterstützung von der hessischen 
Linksfraktion. Janine Wissler, Vorsitzende der Land-

tagsgruppe, begrüßte die Forderung nach Auflösung 
des VS.

(ND 9.7.2019/Azadî)

Erich Mühsam: Deutsche begeistern „sich 
immer an der verkehrten Stelle“
Vor 85 Jahren wurde der Dichter und Anarchist 
von den Nazis ermordet

In der Nacht zum 10. Juli 1934 wurde im KZ Oranien-
burg der Schriftsteller und Dichter Erich Mühsam von 
bayerischen SS-Schergen getötet, was für internatio-
nal großes Aufsehen gesorgt hatte und schon früh den 
Terror der Nazis offenbarte. Erich Mühsam, 1878 in 
Berlin geboren, war totgeprügelt und dann aufgehängt 
worden. Zuvor hatten ihn die Folterer mehrfach auf-
gefordert, sich selbst zu erhängen, was er verweigerte. 

Der Anarchist, Mitbegründer der Münchner Rätere-
publik, hatte sich stets für eine freie und herrschafts-
lose Gesellschaft und bis zuletzt entschieden gegen den 
Nationalsozialismus eingesetzt. Im Juli 1919 wurde er 
zu 15 Jahren Festungshaft verurteilt; ein Drittel davon 
musste er verbüßen. 

Schon 1910 beschrieb er in seinem Tagebuch die 
Deutschen: „Ein sonderbares Volk, das sich immer an 
der verkehrten Stelle begeistert“.
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Eine seiner bekanntesten Gedichtzeilen lautet „Sich 
fügen heißt lügen“. Im Ersten Weltkrieg hatte er sich 
an die Seite der Pazifisten gestellt und wurde deshalb 
polizeilich überwacht. 

Nach der Machtübergabe an Hitler wagt sich Müh-
sam, diesen als „Herrn der Heerscharen alias Herrn der 
Haarscheren“ zu verspotten. In der Nacht des Reichs-
tagsbrandes Ende Februar 1933 wurde er verhaftet.

Beigesetzt wurde er auf dem Waldfriedhof in Ber-
lin-Dahlem.

Seine Frau floh ins Exil nach Prag. Sie wurde 1936 
in die Sowjetunion eingeladen und dort verhaftet. Nach 
20 Jahren in Straf- und Internierungslagern starb sie 
1962 in Berlin-Pankow/DDR.
Lesetipp: Im Berliner „Verbrecher-Verlag“ erschie-
nen Mühsams Tagebücher der Jahre 1910 bis 1924; 
im Mai wurde der 15. und letzte Band veröffentlicht.

(ND v. 10.7.2019/Azadî)

Vor 85 Jahren: Internationaler Frauenkon-
gress gegen Krieg und Faschismus
„Wir schlagen Alarm“

„In diesen Tagen der zwanzigsten Wiederkehr des Aus-
bruchs des Ersten Weltkrieges erleben wir die frechsten 
Provokationen des Hitler-Faschismus in Mitteleuropa, 
an den Grenzen Österreichs und an der Saar … Wir 
schlagen Alarm!“ 

So steht es in der Präambel des Weltfrauenkongres-
ses, der vom 4. – 7. August 1934 in Paris stattfand. 
Delegierte aus 24 Ländern aller Kontinente, darunter 
auch 15 aus Deutschland, Vertreterinnen von insgesamt 
341 Frauenorganisationen, verurteilen Terror und Ver-
folgung und stellen den Zusammenhang dar zwischen 
Faschismus und Krieg. Sie verbanden den Kampf 
gegen Faschismus mit dem Kampf für Gleichberech-
tigung und organisieren die Solidarität mit Opfern 
faschistischer Regime. 

Im Dezember 1945, nach der Befreiung vom 
Faschismus, wird im gleichen Tagungssaal des Welt-
kongresses elf Jahre zuvor, die Internationale Demo-
kratische Frauenföderation (IDFF) gegründet, darunter 

auch Frauen, die in der Anti-Kriegs-Bewegung von 
1934 aktiv gewesen sind. 

(aus einem Beitrag von Florence Hervé in „Wir Frauen“, 
Ausgabe 2/2019)

Pergamon-Museum Berlin:  
Zehra Doğan und Künstler*innen in 
 Gewahrsam genommen
Am 13. Juli wurde die kurdische Journalistin und 
Künstlerin Zehra Doğan sowie die Aktionist*innen 
Juan Golan Elibeg, Aurélie Gerardin und Thomas 
Lamouroux nach einer Performance im Berliner Per-
gamon-Museum fest- und in Gewahrsam genommen. 

Mit ihrer Aktion wollten sie auf die historische tau-
sende Jahre alte Stätte Hasankeyf (kurd.: Heskîf) in 
Türkei-Kurdistan aufmerksam machen, die akut vom 
Ilisu-Staudamm bedroht ist. Die Museumsleitung ver-
ständigte daraufhin die Polizei

Zehra Doğan gehört zum Gründerinnenkreis der kur-
dischen Frauennachrichtenagentur JINHA. Sie thema-
tisiert auf künstlerische Art die politischen Verhältnisse 
und das Leben von Frauen. 

Weil sie im Rahmen einer Berichterstattung in Cizre 
und Nusaybin ein Bild zeigte mit der türkischen Flagge 
über von Panzern zerstörten Häusern, wurde sie am 21. 
Juli 2016 festgenommen und kam in U-Haft. Sie wurde 
der „Mitgliedschaft“ und „Propaganda für eine terroris-
tische Organisation“ bezichtigt. Im Dezember erfolgte 
ein Freispruch wegen „Mitgliedschaft“, aber ein Beru-
fungsgericht bestätigte das erstinstanzliche Urteil über 
eine Haftstrafe von zwei Jahren, neun Monaten und 22 
Tagen wegen „Propaganda“ in digitalen Medien. Nach 
zwei Jahren und einem Monat wurde sie entlassen.

Während der Haftzeit machte Zehra Doğan Repor-
tagen mit Mitgefangenen und zeichnete Bilder auf 
Zeitungspapier und Kartons; Malutensilien waren 
beschlagnahmt worden. 

Von der in London ansässigen Institution „Index of 
Censorship“ wurde sie mit dem diesjährigen „Freedom 
of Expression Award“ ausgezeichnet.

(ANFdeutsch v. 13.7.2019/Azadî)

http://gemeins
amkaempfen.b

logsport.eu/

http://gemeinsamkaempfen.blogsport.eu/
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Heckler & Koch wieder gut im Todesgeschäft
Die Zeit der Verluste sind offenbar vorüber. Der ver-
schuldete Waffenproduzent Heckler & Koch hat eige-
nen Angaben zufolge im ersten Halbjahr einen Gewinn 
erzielt. Das Unternehmen setzt derzeit auf einen Auf-
trag des Bundesverteidigungsministeriums in Höhe von 
250 Millionen Euro. Das Standardsturmgewehr G 36 
soll durch ein Nachfolgemodell ersetzt werden.

(jw v. 13./14.7.2019)

Deutsche Rüstungsexporte an die Türkei wie-
der hoch im Kurs
Den Antworten der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Linken-Abgeordneten Sevim Dağdelen 
zufolge, hat die Bundesrepublik im ersten Quartal 2019 
Rüstungsgüter im Wert von mehr als 180 Millionen 
Euro an die Türkei geliefert. Hierbei geht es insbeson-
dere um ein U-Boot-Geschäft, das zehn Jahre zurück-
liegt. Die Boote wurden unter maßgeblicher Beteili-
gung des Konzernas Thyssen Krupp Marine Systems 
gebaut. Die Bundesregierung hatte die Bauteillieferung 
mit Hermes-Bürgschaften abgesichert. 

Damit steht der NATO-Partner wie schon in den Vor-
jahren an erster Stelle der Empfängerländer. 

Nach dem Putschversuch von 2016 wurden Bürg-
schaften für Kriegswafffenausfuhren nicht mehr 
ge währt, doch die „normalen“ Rüstungsgeschäfte lau-
fen weiter reibungslos. Im vergangenen Jahr machte 
das schon 242,8 Millionen Euro – fast ein Drittel aller 
Kriegswaffenexporte (770,8 Mio. Euro). 

Bis zum 5. Juni betrug der Wert der neuen Exportge-
nehmigungen für die Türkei 12,9 Mio Euro, fast dop-
pelt so viel wie im gesamten Jahr 2018.

Hierzu Sevim Dağdelen: „Dass die Bundesregie-
rung jetzt trotz der türkischen Aggressionspolitik im 
östlichen Mittelmeer gegenüber dem europäischen 
Mitgliedsstaat Zypern diese Kriegswaffen für Erdoğans 

Marine auch noch ausliefern lässt, ist im hohen Maße 
unverantwortlich.“ Sie fordert einen Stopp der Rüs-
tungsexporte an das „autoritäre Regime Türkei“.

(Süddt. Ztg. v. 16.7.2019/Azadî)

Wegen Erdgasbohrungen vor Zypern will EU 
Sanktionen gegen Türkei 
Deutschland hält sich zurück – Handel mit Türkei 
wichtiger

Die Europäische Union hat Sanktionen gegen die Tür-
kei verhängt, weil Erdoğan unbeirrt von Kritik die 
Erkundung von Erdgasvorkommen etwa 200 Seemei-
len vor den Küsten Zyperns durchführen lässt und darin 
im Gegensatz zur EU keine illegale Aktivitäten erken-
nen will. Die Dialoge mit Ankara sollen beendet, die 
Verhandlungen über ein Luftverkehrsabkommen ausge-
setzt sowie EU-Gelder für die Türkei gekürzt werden. 
Dies wurde nach einem Außenministertreffen am 15. 
Juli mitgeteilt. Zudem fordern sie von der EU-Kom-
mission, Strafmaßnahmen auf dem finanziellen Sektor 
zu erwägen, die jene treffen sollen, die an den Bohrun-
gen beteiligt sind. Angaben der griechischen Tageszei-
tung Ethnos zufolge haben Dänemark und Deutschland 
dagegen gehalten, die eine Eskalation mit Ankara ver-
meiden wollen, insbesondere angesichts der gemein-
samen Handelsbeziehungen. Deutschland ist seit 1980 
nach den Niederlanden der größte ausländische Inves-
tor in der Türkei. Die Zahl deutscher Unternehmen und 
türkischer Firmen mit deutscher Kapitalbeteiligung ist 
auf inzwischen 7 300 gestiegen.

Als Reaktion auf die Sanktionen ließ das türkische 
Außenministerium verlautbaren, dass diese „keine Aus-
wirkungen auf die Entschlossenheit der Türkei“ haben; 
die Erdgaserkundungen würden fortgesetzt. Minister 
Mevlüt Cavuşoğlu meinte: „Das sind banale Sachen, 
die auf uns keinen Eindruck machen.“

(jw/ND u.a. v. 17.7.2019)

NEU ERSCHIENEN
Bundeszentrale für politische Bildung bringt 
Protokolle des NSU-Prozesses heraus 
Weil es zum NSU-Prozess gegen Beate Zschäpe und 
andere Helfer der Neonazi-Terrorgruppe keine offi-
zielle Protokollierung gibt, haben sich vier Journa-
list*innen (Annette Ramelsberger, Wiebke Ramm, 
Tanjev Schulz und Rainer Stadler) in den Jahren 2013 
bis 2018 der großen Mühe unterzogen, abwechselnd an 
438 Verhandlungstagen teilzunehmen und die Verläufe 
zu protokollieren. Erlebt haben die Chronist*innen 
fünf Angeklagte, 14 Verteidiger*innen, 91 Nebenklä-

ger*innen, mehr als 600 Zeugen, darunter zahlreiche 
Gutachter. So entstanden 12 000 Seiten Mitschrift. Im 
Magazin der „Süddeutschen Zeitung“ (SZ) erschienen 
regelmäßig Auszüge aus den Protokollen. 2018 hat der 
Kunstmann Verlag sie in einer aufwändigen und teuren 
fünfbändigen Ausgabe veröffentlicht. 

Ein Jahr nach Urteilsverkündung hat nun die Bun-
deszentrale für politische Bildung die gemeinsame 
Arbeit der Journalist*innen in Form einer fünfbändi-
gen Ausgabe „Der NSU-Prozess. Das Protokoll“ der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Wolfgang Hübner resumiert 
im „Neuen Deutschland“:, dass es sich um „ernst-
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hafte, akribische Chronisten der Zeitgeschichte“ han-
delt, „die sich selbst nicht wichtiger nehmen als ihr 
Thema“. Dafür sei ihnen zu danken. Außerdem: „Ihr 
Buch gehört ganz unbedingt zum Kanon des demokra-
tischen Grundwissens“ und deshalb in jede Schule und 
jede Bibliothek.
Annette Ramelsberger/Wiebke Ramm/Tanjev Schultz/
Rainer Stadler: 
Der NSU-Prozess. Das Protokoll. Band 1: Beweisauf-
nahme, Band 2: Plädoyers und Urteil, Materialien. 
Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische 
Bildung, Bonn, Adenauerallee 86, info@bpb.de , 7 € 
oder Kunstmann Verlag, 2000 S., 80 Euro

(ND/jw v. 17.7.2019/Azadî)

Weitere Bücher zum Prozess u.a.:

Antonia v.d. Behrens: 
Kein Schlusswort. Nazi-Terror, Sicherheitsbehörden, 
Unterstützernetzwerk, Plädoyers
VSA Verlag Hamburg, 2018, geb., 328 Seiten, 19,80 €

Gisela Friedrichsen:
„Der Prozess- der Staat gegen Beate Zschäpe“, Pen-
guin-Verlag, Juni 2019, geb., 304 Seiten, 22,– €

AZADÎ  UNTERSTÜTZT
Neun Anträge wurden in diesem Monat mit insgesamt 2995,19 Euro unterstützt. Beteiligung an bzw. Übernahme 
von anwaltlichen Kosten. Es handelte sich im einzelnen um Beleidigung von Erdoğan auf facebook („Kerdoğan“: 
Ker = kurdisch und bedeutet „Esel“): Staatsanwaltschaft hat strafrechtliche Verfolgung des Betroffenen nach 
anwaltlicher Intervention abgelehnt und das Ersuchen an das türkische Generalkonsulat zurückgesandt. 3 Fälle 
von Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, die alle eingestellt worden sind. 
Auslieferungsverfahren gegen Cerkez K. (Zypern) auf Anordnung des OLG Hamburg (s. in diesem Info). Auslie-
ferung an BRD wurde abgelehnt. 
Ein Verfahren wg. Widerstands: Einstellung gegen Geldauflage, eines wg. Verstoßes gegen das VersammlG; rest-
liche Zahlung der anwaltlichen Gebühren in einem zivilrechtlichen Verfahren (Messerangriff eines türk. Natio-
nalisten auf einen kurdischen Demoteilnehmer) sowie erneutes Asylverfahren nach Aberkennung im Fall eines 
§129b-Betroffenen.

Die Gefangenen erhielten im Juni insgesamt Einkaufsgeld in Höhe von 721,– Euro.
In einem Fall unterstützt derzeit die Familie und in einem anderen hat sich eine Ortsgruppe der Roten Hilfe berei-
terklärt, den monatlichen Betrag für Einkauf zu übernehmen, wofür wir uns herzlich bedanken. 

§§129a/b-Gefangene, Stand: Juli 2019 
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